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A) Vorbemerkung

Mit großem Unverständnis nimmt der dbb zur Kenntnis, dass ein Großteil der lange dis-
kutierten und unlängst von der Finanzkommission Gesundheit vorgelegten Empfehlun-
gen zur Kostendämpfung in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) nun innerhalb
von wenigen Tagen im Hau-Ruck-Verfahren vom Bundeskabinett beschlossen werden
soll. Der dbb hätte sich im Vorfeld mehr Einbindung erwünscht. Nun verbleiben wenige
Tage, sich zu den aus gewerkschaftlicher Sicht teils gravierenden Regelungen zu äußern.

Der dbb hatte bereits im Vorfeld der Veröffentlichung der Kommissionsempfehlungen
anerkannt, dass alle Beteiligten ihren Beitrag leisten müssen, damit die GKV auch in Zu-
kunft stabil auf einem hohen Versorgungsniveau Bestand haben kann. Nun stellt sich die
Situation jedoch gänzlich anders dar: Die dringend erforderliche, und nicht nur vom dbb
seit Jahren geforderte, auskömmliche Refinanzierung der Beiträge für Bürgergeldemp-
fängerinnen und Empfänger fällt Haushaltszwängen zum Opfer, während man Patien-
tinnen und Patienten mit um 50 Prozent steigenden Zuzahlungen für Arzneimittel, Ver-
schärfungen beim Krankengeld, einer Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze, für
weite Teile der betroffenen Bevölkerung dem Wegfall der beitragsfreien Familienversi-
cherung für Ehepartner ohne Vertrauensschutz sowie Einsparungen beim Pflegeperso-
nal durch die Abkehr von der vollständigen Refinanzierung der Tarifsteigerungen, belas-
tet. Aus Sicht des dbb ist für sämtliche Leistungseinschränkungen bzw. Beitragserhöhun-
gen durch die Hintertür eine Refinanzierung der Beiträge für Bürgergeldempfängerinnen
und Empfänger zwingende Voraussetzung.
Aber auch unabhängig hiervon werden viele der Neuregelungen, die einseitig zu Lasten
der Versicherten und des Pflegepersonals gehen, das Vertrauen in die Politik weiter un-
tergraben. Eine unausgewogene Sparreform wird damit zum Argumentationsmittel für
politische Ränder. Das ist unbedingt zu vermeiden.

Es gibt nach wie vor zahlreiche Akteure im Gesundheitswesen, die sich über Gebühr und
systematisch bereichern. Die vorgesehenen Neuregelungen, die mehr Transparenz
schaffen und Fehlanreize reduzieren, gehen aus Sicht des dbb entsprechend in die rich-
tige Richtung. Der dbb kritisiert ausdrücklich, dass dieses im Verhältnis nicht weitgehend
genug ist, stattdessen geht der Gesetzgeber auf den ersten Blick den einfachsten Weg
und belastet die Patientinnen und Patienten in besonderer Weise. Dagegen spricht sich
der dbb ausdrücklich aus.
Aufgrund der Kürze der gesetzten Frist zur Stellungnahme geht der dbb in seinen schrift-
lichen Ausführungen nur auf die für Mitglieder und Versicherte elementaren Neurege-
lungen ein.

B) zu den Regelungen im Einzelnen:
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Zweitmeinung §27b SGB V

Der dbb begrüßt ausdrücklich das in § 27b Abs. 3 SGB V vorgesehene Abrechnungsver-
bot für „mengenanfällige planbare Eingriffe“ wie z. B. den künstlichen Gelenkersatz,
sollte die Einholung einer ärztlichen Zweitmeinung nicht nachgewiesen werden können.
Dies geht weit über den derzeitigen Rechtsanspruch auf eine Zweitmeinung hinaus und
schützt Betroffene vor medizinisch nicht erforderlichen Eingriffen, die aus Wirtschaft-
lichkeitsgründen nahegelegt werden.

Der dbb begrüßt darüber hinaus die Klarstellung, dass bei Vorliegen einer ärztlichen
Zweitmeinung der Eingriff unabhängig vom Ergebnis dieser durchgeführt werden kann.
Es ist vorgesehen, dass es dem Patienten obliegt, sich um die Zweitmeinung zu küm-
mern. Das ist grundsätzlich ein guter Ansatz, um zu vermeiden, dass durch Vermittlung
einer Zweitmeinung durch den behandelnden Arzt der Zweck der Neuregelung möglich-
erweise umgangen werden könnte. Um die Unabhängigkeit der ärztlichen Zweitmei-
nung noch effektiver sicherstellen zu können, spricht sich der dbb dafür aus, dass die
Krankenkasse einen Zweitgutachter vorschlägt.

Neuregelungen beim Krankengeld sowie Einführung einer Teil-Arbeitsunfähigkeit §§
44,45,48 SGB V:

Die in den §§ 44, 47, 48 SGB V vorgesehenen Änderungen bzw. Neuregelungen zum
Krankengeld, die Absenkung des Krankengeldzahlbetrages sowie die Einführung einer
Teil-Arbeitsunfähigkeit verbunden mit einem Teil-Krankengeld werden vom dbb als so-
zial unausgewogen ausdrücklich abgelehnt. Das in der Begründung des Entwurfs be-
schriebene Ziel der Neuregelungen, Leistungsmissbrauch einzudämmen, trifft aus Sicht
des dbb den vollkommen falschen Adressatenkreis. Natürlich mag es vereinzelt Men-
schen geben, die bestehende Regelungen zu ihren Gunsten auslegen. Dennoch ist es
unredlich, die vielen Bürgerinnen und Bürger, die sich in einer gesundheitlichen Ausnah-
mesituation befinden, unter Generalverdacht zu stellen. Der beschriebene Leistungs-
missbrauch ist an vielen anderen Stellen durch mangelnde Kontrolldichte und viel zu
großzügige Regelungen, beispielsweise bei patentgeschützten Arzneimitteln, systembe-
dingt.

Die in § 47 SGB V vorgesehen Absenkung des Krankengeldsatzes um fünf Prozentpunkte
lehnt der dbb aus besagten Gründen entschieden ab, zumal die dadurch eingesparten
Kosten zu vernachlässigen sind und Menschen in einer prekären Situation unnötig be-
lastet werden.

Ausgesprochen problematisch sieht der dbb das in § 44 c/d SGB V neu vorgesehene In-
strument der Teilkrankschreibung und des Teilkrankengeldes, da diese „Möglichkeit“



Seite 4 von 8
_________________________________________________________

Stellungnahme
dbb beamtenbund und tarifunion

Druck auf die Beschäftigten erzeugt, trotz Krankheit früher als aus medizinischen Grün-
den angebracht an den Arbeitsplatz zurückzukehren. Ohne einen Anspruch auf ange-
passte Arbeitsbedingungen besteht die Gefahr, dass gesundheitliche Risiken individua-
lisiert und auf die Beschäftigten verlagert werden. Das Ziel eines flexiblen Wiederein-
stiegs nach längerer Erkrankung wird damit aus Sicht des dbb nicht erreicht. Entspre-
chend lehnt der dbb diese Neuregelung entschieden ab.

Ebenfalls ablehnend steht der dbb der, mit der in §48 Abs. 1 und 2 SGB V vorgesehen
Streichung des Wortes „derselben“, beabsichtigten Beschränkung des Krankengeldan-
spruchs gegenüber. Bei Eintritt einer neuen Krankheit, die nicht unter §48 Abs. 1 Satz 2
SGB V fällt, war bisher eine neue Drei-Jahresfrist angelaufen. Dies entfällt nun mit der
Neuregelung, so dass der Krankengeldanspruch jedenfalls auf maximal 78 Wochen in-
nerhalb von drei Jahren begrenzt wird, auch wenn eine neue Erkrankung entsteht. Dies
ist der Versuch, vereinzelten Missbrauch auf Kosten von Menschen in einer gesundheit-
lichen Ausnahmesituation, zu verhindern und führt zu deutlichen Verschlechterungen
für die betroffenen Langzeiterkrankten.

Zuzahlungen für Arzneimittel § 61 SGB V

Richtig ist, dass die Zuzahlungen für Arzneimittel seit über 20 Jahren nicht mehr ange-
hoben worden sind. Dies wird nun als Begründung herangezogen, um diese um 50 Pro-
zent anzuheben. Der dbb lehnt dies aus mehreren Gründen strikt ab. Die Belastung ist
eindeutig zu einseitig von den Versicherten zu tragen und verstärkt die Abkehr von der
paritätischen Finanzierung in diesem Bereich. Darüber hinaus stellt sie eine besondere
Belastung für chronisch kranke Menschen dar, denn die Belastungsgrenze für die Zuzah-
lungsbefreiung erreichen viele chronisch erkrankte Menschen gar nicht. Diese beson-
ders vulnerable Versichertengruppe wird nun durch die Anhebung zusätzlich und über
Gebühr belastet. Dies ist aus Sicht des dbb nicht vermittelbar.

Der dbb fordert seit Jahren eine Neuregelung der Zuzahlungen für Arzneimittel, Heilbe-
handlungen und stationäre Aufenthalte. Auch die Doppelbelastung bei stationären Auf-
enthalten, die Patientinnen und Patienten dadurch entsteht, dass sie sowohl am Auf-
nahme- als auch am Entlassungstag die in § 39 Abs. 4 SGBV geregelte, tägliche Zuzahlung
in Höhe von 10 Euro zu entrichten haben, muss endlich beseitigt werden.

Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze § 223 Abs. 4 in Verbindung mit § 71 SGB V

Die dauerhafte, zusätzliche Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze (BBG) zum 1. Ja-
nuar 2027 verletzt aus Sicht des dbb den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.

Darüber hinaus ist die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze ein weiterer Wort-
bruch gegenüber den Aussagen, man wolle ein ausgewogenes Sparpaket schnüren, bei



Seite 5 von 8
_________________________________________________________

Stellungnahme
dbb beamtenbund und tarifunion

dem alle Beteiligten belastet würden: Während Versicherte und Leistungserbringer ein-
seitig belastet werden, wird die von der Finanzkommission empfohlene und lange ange-
dachte Refinanzierung der Beiträge von Bürgergeldempfängern nicht angegangen. Auch
die Stundung der zinslosen Darlehen des Bundes an den Gesundheitsfonds in § 221 SGB
V ist alles andere als nachhaltig und dient allenfalls als kurzfristige Entlastung, die mit
zusätzlichen Belastungen in der Zukunft erkauft wird. Aus diesen Gründen lehnt der dbb
die vorgesehene, dauerhafte Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze entschieden ab.
Stattdessen fordert der dbb eine regelmäßige Dynamisierung des Bundeszuschusses,
orientiert an der Grundlohnrate.

Beitragszuschlag für familienversicherte Ehegatten und Lebenspartner § 242b

Ein möglicher Wegfall der beitragsfreien Familienversicherung für Ehegatten und Leben-
spartner mit geringem Einkommen kann aus Sicht des dbb und der dbb Bundesfrauen-
vertretung erst dann ernsthaft in Betracht gezogen werden, wenn bundesweite, ange-
messene Rahmenbedingungen geschaffen worden sind, damit insbesondere Frauen ihre
Erwerbstätigkeit auch tatsächlich ausweiten können. Bevor das besonders für Frauen
relevante Thema der unbezahlten Sorgearbeit nicht stärker in den Blick genommen wird
und so der Gendergap bei den wichtigen Aufgaben der Vereinbarkeit von Familie, Pflege
und Beruf abgebaut wird, wird ein Wegfall der beitragsfreien Familienversicherung für
den genannten Personenkreis grundsätzlich abgelehnt.
Der dbb fordert seit Jahren als Mitglied des unabhängigen Beirates zur Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf, die Einführung einer, an das Elterngeld angelehnten, steuerfinan-
zierten Entgeltersatzleistung für pflegende An- und Zugehörige. Dieses Vorhaben findet
sich im Übrigen regelmäßig in Koalitionsverträgen, so auch im aktuellen. Ebenfalls for-
dern dbb und dbb Bundesfrauenvertretung eine zeitgemäße Weiterentwicklung des El-
terngeldes, um besagte Rahmenbedingungen zu schaffen.

Zwar soll die nun vorgesehene Neuregelung zumindest bei Pflegeverantwortung, Kin-
dererziehung sowie nach Erreichen der Regelaltersgrenze nicht greifen. Damit werden
die mit der unbezahlten Sorgearbeit einhergehenden Probleme jedoch nur ausgelagert.
Es fehlt nach wie vor an schlüssigen Konzepten, wie insbesondere Frauen eine stärkere
Erwerbsbeteiligung ermöglicht werden kann: Es braucht Rahmenbedingungen, die es
Vätern ermöglichen und nahelegen, deutlich mehr Verantwortung zu übernehmen.

Ein wesentliches Problem in diesem Zusammenhang ergibt sich für betroffene Ehegat-
ten, die bereits ein mittleres bis höheres Lebensalter erreicht haben und bisher dem
Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung standen. Für diesen Personenkreis ist es ausgespro-
chen herausfordernd, im ersten Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Wenn also die Intention der
Neuregelung nicht nur Kosteneinsparungen, sondern auch die Hebung neuer Zielgrup-
pen für den Arbeitsmarkt ist, muss aus Sicht des dbb zwingend der arbeitsmarktpoliti-
sche Werkzeugkasten für den besagten Personenkreis ausgebaut werden.
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Den nun in § 242b SGB V vorgesehenen Beitragszuschlag als Prozentsatz der beitrags-
pflichtigen Einnahmen des Mitglieds rechtfertigt man in der Begründung des Entwurfs
damit, dass einerseits die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Berücksichtigung findet, an-
dererseits der Zuschlag günstiger als der bei Begründung einer freiwilligen Mitglied-
schaft des Ehegatten oder Lebenspartners zu zahlender Beitrag auf Basis der Mindest-
bemessungsgrundlage sei. Da jedoch der Prozentsatz des Zuschlags jederzeit geändert
werden kann, befürchtet der dbb, dass hier ein schleichender Wegfall der Familienver-
sicherung für Ehegatten und Lebenspartner angestoßen werden könnte.

Refinanzierung der Tarifsteigerungen § 6 KHEntG

Mit dem „Aktionsbündnis zur Rettung der Krankenhäuser“ im Jahr 2008 hatte der dbb
gemeinsam mit weiteren Gewerkschaften und Stakeholdern vehement für die vollstän-
dige Refinanzierung der Tarifsteigerungen gekämpft. Schon damals waren die Probleme
ähnlich wie heute: steigende Sach- und Energiekosten, die die Existenz der Krankenhäu-
ser gefährdeten. Dennoch brauchte es Jahre, bis der Gesetzgeber den Ernst der Lage zu
erkennen schien und schrittweise die vollständige Refinanzierung einführte.

Die heutige, von Unsicherheit und Krisen geprägte Weltlage lässt die in § 6 KHEntG vor-
gesehene Rückkehr zur Deckelung auf die Veränderungsrate geradezu absurd erschei-
nen.

Der dbb kritisiert entsprechend die in § 6 KHEntG vorgesehene Abkehr der vollständigen
Refinanzierung der Tarifsteigerungen in den Krankenhäusern hin zu einer regelmäßigen
Anpassung in Höhe der Veränderungsrate scharf. Man versucht das Problem der Kran-
kenkassenfinanzen mit einem Angriff auf die Krankenhausfinanzierung zu lösen.
Dadurch ergeben sich jedoch Folgeprobleme: Tarifverhandlungen bilden nicht nur die
allgemeine Lohnentwicklung ab. Vielmehr bilden sie die Grundlage für Mechanismen,
Engpässe auf dem Arbeitsmarkt zu regulieren. Der nun vorgesehene staatliche Eingriff
wird direkten Einfluss auf die Arbeitsnachfrage in den Pflegeberufen haben; der immer
noch bestehende und weiter aufwachsende Fachkräftemangel wird damit nicht be-
kämpft, sondern befördert.

Sollte es dazu kommen, dass die Krankenkassen zukünftige Tarifsteigerungen für die
Fachkräfte in den Krankenhäusern nicht mehr vollständig übernehmen, würden sich
entweder die Leistungen für die Patientinnen und Patienten oder die Arbeitsbedingun-
gen in der Pflege deutlich verschlechtern. Die dadurch schwindende Attraktivität der
Pflegeberufe führt zu Abwanderungen der Beschäftigten in besser bezahlte und weniger
fordernde Berufsbilder; das konterkarierte die bereits erreichten Verbesserungen für
das Pflegepersonal in den letzten Jahren und ist aus Sicht des dbb ein großer Rückschritt.

Darüber hinaus ist die Formulierung in der Begründung des Allgemeinen Teils auf Seite
56: „Es werden zudem die Anreize gestärkt, Tarifabschlüsse zu vereinbaren, die sich an
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der gesamtwirtschaftlichen Lohnentwicklung…orientieren“ nicht anders als ein Eingriff
in die Tarifautonomie zu verstehen. Der dbb kritisiert die verfolgte Intention aufs
Schärfste und sieht eine rote Linie überschritten.

Allgemeines zur einnahmenorientierten Ausgabenpolitik:

Das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel einer einnahmenorientierten Ausgabenpolitik
mag, je nach betrachtetem Bereich, zu teilweise deutlichen Kostenreduktionen führen.
Auch der dbb sieht die angespannte Finanzsituation in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung eher als ausgabengetrieben. Dennoch ist eine einnahmenorientierte Ausgaben-
politik kein Allheilmittel, denn in vielen Bereichen wird sie zu Ausweichreaktionen und
ungünstigen Nebeneffekten führen, die in vielen Fällen zu Lasten von Patientinnen und
Patienten gehen.

Als Beispiel sei die ambulant-ärztliche Versorgung genannt. Behandelnde werden versu-
chen, Druck auf Patientinnen und Patienten auszuüben, individuelle Gesundheitsleis-
tungen (IGEL) in Anspruch zu nehmen, um die vorgesehene Begrenzung der Vergütungs-
zuwächse zu kompensieren. Dieser Trend ist seit Jahren zu beobachten. Da insbeson-
dere der Gesundheitsmarkt von starken Informationsasymmetrien gekennzeichnet ist,
werden viele Betroffene die vermeintliche Notwendigkeit entsprechender Zusatzbe-
handlungen nicht in Frage stellen und entsprechend einseitig finanziell belastet. Mit
dem IGEL-Monitor gibt es bereits ein vielversprechendes Informationsangebot, mit dem
sich Patientinnen und Patienten über den vermeintlichen Zusatznutzen entsprechender
Behandlungen informieren können. Leider ist das Tool nahezu unbekannt bei den Be-
troffenen. Der dbb schlägt eine entsprechende Informationskampagne vor, um Men-
schen vor unnötigen Behandlungen zu schützen.

Fazit:

Wie bereits mehrfach zum Ausdruck gebracht, hat der Gesetzentwurf eindeutig Schlag-
seite zu Ungunsten der Patientinnen und Patienten. Auch wenn die pharmazeutischen
Hersteller beispielsweise durch die Anhebung des Herstellerabschlags oder die Ände-
rungen für patentgeschützte Arzneimittel ebenfalls belastet werden, sind die Patientin-
nen und Patienten diejenigen, die unmittelbar unter den Einschränkungen zu leiden ha-
ben und gleichzeitig am vulnerabelsten sind.

Viele der von der Finanzkommission Gesundheit vorgeschlagenen Maßnahmen gehen
in die richtige Richtung und könnten vom dbb mittragen werden. Die Akzeptanz dieser
Empfehlungen wird allerdings maßgeblich davon abhängen, dass die Belastungen aus-
gewogen verteilt sind. Dies ist mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ausdrücklich nicht
der Fall. Wesentlicher Kritikpunkt ist und bleibt die ausbleibende kostendeckende Refi-
nanzierung der Beiträge für Bürgergeldempfängerinnen und Empfänger in Höhe von
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rund 13 Milliarden Euro jährlich. Zudem ist eine gut durchdachte Umsetzung der einzel-
nen Kommissionsvorschläge, die mögliche negative Auswirkungen für andere Bereiche
und vor allen für die Betroffenen berücksichtigt unabdingbar notwendig. Hier muss
Gründlichkeit vor Schnelligkeit gehen und nicht andersherum.


